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Glaubt 
ihnen 
kein Wori! 


Nie- 
mand hat die 
Absicht, eine Mauer zu 
errichten. Über die nächsten 


“Y vier Jahre werde es notwendig 

sein, die Zahl der Türken um 50 Pro- 

/ zent zu reduzieren. Wer unser Gast- 
recht mißbraucht, für den gibt es nur eins: 


objektive Kapazitätsgrenzen, also es ist völ- 
lig klar, daß Deutschland nicht noch eine Milli- 
on im nächsten Jahr und möglicherweise Wei- 
tere in den Folgejahren verkraften würde. Die 
multikulturelle Gesellschaft ist grandios ge- ı 
scheitert. Wer auf Dauer alle Integrationsan- f. 

gebote ablehnt, der kann ebenso wenig in 

Deutschland bleiben wie vom Ausland be- 

zahlte Haßprediger in Moscheen. Wir 
werden uns gegen Zuwanderung in 
deutsche Sozialsysteme weh- 
ren — bis zur letzten Pa- 
trone. Die Rente ist 
sicher ... 2 


Fotos (v.l.o.n.r.u.): Bundesarchiv / Spremberg, Joachim / CC-BY-SA 3.0 DE; Bundesarchiv / Engelbert Reineke / CC-BY-SA 3.0 DE; André Zahn - Beatpark / Wikipedia / CC BY-SA 2.0 DE; DerHexer / Wikimedia Commons / 
CC BY-SA 4.0; Jacques Grießmayer / CC BY-SA 3.0; Dirk Vorderstraße / CC BY 2.0; Martin Rulsch / Wikimedia Commons / CC BY-SA 4.0; Bundesarchiv / Schaack, Lothar / CC-BY-SA 3.0 (alle in Ausschnitten) 
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Das offene Wort 


Luftnummern 
und Worthülsen 


Wir haben lange überlegt, ob 
wir den auf der ersten Sei- 
te kurz zusammengerührten 
Eintopf von volksverdum- 
menden Phrasen unserer 
Polit-Eliten einzeln und mit 
genauester Quellenangabe 
belegt wortgetreu zusam- 
menstellen sollten. Wir hätten 
damit 4 oder 8 Seiten füllen 
müssen. 


Es lohnt sich nicht. Mündige 
Bürger kennen diese Phrasen 
selbst und haben sich längst 
abgewendet. 


Solange die Mehrheit aber 
weiterhin das im Bundestag 
vertretene Parteienkartell 
wählt und sich einlullen läßt, 
werden sie immer neue Phra- 
sen dreschen und das Ge- 
genteil tun. 


Jüngstes Beispiel: Während 
sie von schneller »Abschie- 
bung« und »Ausweisung« 
schwadronieren (was nach 
geltender Rechtslage gar 
nicht möglich ist), feiern sie 
unter großem Medienrum- 
mel als »Erfolg«, daß nun für 
Millionen illegal Zugereister 
»Flüchtlingsausweise« ge- 
druckt werden und der erste 
an einen 27 Jahre alten Iraker 
ausgegeben wurde. 


Andere Länder in Europa, die 
die Grenzen dicht machen 
und bis zu 80.000 rechts- 
widrig Eingereiste ausweisen 
wollen (Schweden), fragen 
sich: »Wie tickt eigentlich 
Berlin%« 


Ich frage mich, wie eigentlich 
die Deutschen ticken, die im- 
mer noch nicht aufmucken, 
solange das Wort des Syrers 
gilt, der in der Kölner Silve- 
sternacht den Polizisten grin- 
send erklärte: 


»Ihr müßt mich freundlich 
behandeln, Frau Merkel hat 
mich eingeladen!« 


Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Alles nur leeres Geschwätz 


»Die Bundesregierung hat sich 
darauf verständigt, kriminelle 
Ausländer deutlich schneller aus- 
zuweisen. Das teilten Bundesin- 
nenminister Thomas de Maiziere 
und Bundesjustizminister Heiko 
Maas am Dienstag gemeinsam 
mit. Bundeskanzlerin Angela 
Merkel hat die Vorschläge der 
beiden Minister zur schnelleren 
Ausweisung begrüßt. Am Ran- 
de des Besuchs des algerischen 
Ministerpräsidenten Abdelmalek 
Sellal am Dienstag äußerte sich 
die Kanzlerin dazu: „Es geht jetzt 
erst einmal darum, daß diese Ge- 
setze möglichst schnell in Kraft 
treten — dann natürlich auch dar- 
um, daß sie umgesetzt werden.« 
Pressemitteilung der 
Bundesregierung, 12.1.2016 
CSU-Generalsekretär Andreas 
Scheuer will straffällige Flücht- 
linge auch ohne Prozeß ab- 
schieben. »Nicht erst das Straf- 
maß nach einer Verurteilung soll 
Grundlage für eine mögliche Ab- 
schiebung sein, sondern bereits 
ein Delikt. Wenn die Beweislage 
eindeutig ist, darf es keine Tole- 
ranz gegenüber Straftätern ge- 
ben«, so Scheuer am 14.1.2016. 
»Wer zu uns kommt, human auf- 
genommen wird und Schutz er- 
hält, soll sich auch gefälligst an 
unsere Regeln halten.« 


Glaubt Ihnen kein Wort 
- alles nur Populismus! 


Dieses ganze Gezeter nach dem 
starken Arm des Gesetzes, nach 
Regeln, die eingehalten werden 
müssen oder die ständigen Hin- 
weise auf Mißbrauch irgendeines 
»Gastrechts« ist nichts anderes 
als leeres Geschwätz. 


Unser Rechtssystem erlaubt es 
jedem, eine Behördenentschei- 
dung anzufechten — auch abge- 
lehnten Asylbewerbern. Es kann 
also durch mehrere Instanzen 
gehen, bis ein Asylantrag endgül- 
tig abgelehnt wird. Für die Kosten 
der Verfahren kommt, na klar, der 
deutsche Steuerzahler auf. 


SPIEGEL DER ZEIT 


Auch der dann folgende Ablauf 
ist streng geregelt. Wer abge- 
lehnt wird, verliert seinen Auf- 
enthaltsstatus. Damit verbunden 
ist die Aufforderung, das Land 
innerhalb einer Frist freiwillig zu 
verlassen. Erst dann können die 
Ausländerbehörden abschieben. 


Wenn sie dann überhaupt kön- 
nen, denn ausgewiesene Auslän- 
der könnten plötzlich »reiseun- 
fähig« sein oder keine gültigen 
Reisepapiere mehr besitzen. 
Neue Dokumente können nur 
von den Behörden des Heimat- 
landes ausgestellt werden — und 
das kann dauern. 


Auch der Frankfurter Asyl-Anwalt 
Victor Pfaff hält das Geschwätz 
um eine Verschärfung der Ab- 
schieberegeln für kriminell ge- 
wordene Asylbewerber für völlig 
realitätsfern. »Einen Asylantrag- 
steller wegen Straffälligkeit aus- 
zuweisen und dann auch abzu- 
schieben ist eine ganz schwierige 
Sache«. Selbst wenn er verurteilt 
würde, könne er nur abgescho- 
ben werden, wenn flüchtlings- 
rechtliche Bestimmungen dem 
nicht entgegenstehen. 


Kein Wunder, daß sich bei sol- 
chen Voraussetzungen eine re- 
gelrechte Asyl-Industrie entwik- 
kelt hat, an der viele Menschen 
nicht schlecht verdienen. Und 
das alles zahlen die deutschen 
Michel. Die, die denen, die dies 
alles ermöglichen, auch noch zu- 
jubeln, aber gezwungenermaßen 
auch die, die beim Blick in die 
Glotze einen Würgereiz unter- 
drücken müssen. 


ZUM WEINEN: 


»Wir werden gemessen 
an den Versprechen aus 
den Wahlkämpfen. Das ist 


unfair. Dazwischen hat es 

ein Ereignis gegeben, die 
Bundestagswahl.« 

Franz Müntefering (SPD), 29.8.2006 
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Verschweigen, verschleiern, vertuschen 


an Polizei NRW Köln © 


January 1 at 2:43am  & 


Ausgelassene Stimmung - Feiern weitgehend friedlich 


Die Polizei Köln zieht Bilanz 


Wie im Vorjahr verliefen die meisten Silvesterfeierlichkeiten auf den 
Rheinbrücken, in der Kölner Innenstadt und in Leverkusen friedlich. Die 
Polizisten schritten hauptsächlich bei Körperverletzungsdelikten und 


Ruhestörungen ein. 


Von Donnerstagabend (31. Dezember) 18 Uhr bis heute Morgen (1. 
Januar) um 6 Uhr sprachen die Einsatzkräfte im Stadtgebiet Köln 94, in 
Leverkusen zwei Platzverweise aus. Bislang gingen bei der Polizei 20 
Anzeigen zu Sachbeschädigungen ein (Vorjahr: 25). Im Vergleich zum 
letzten Jahr stieg die Zahl der Körperverletzungsdelikte von 78 in Köln 
leicht an. 80 Mal wurde die Polizei tätig. In Leverkusen verzeichneten die 
Beamten vier Straftaten dieser Art (Vorjahr: fünf). Die Zahl der 
gemeldeten Ruhestörungen stieg im Vergleich zum Vorjahr (76, davon 
acht in Leverkusen) an. Bis 6 Uhr schritten die Polizisten in 80 Fällen, 
davon sieben in Leverkusen gegen zu lautes Feiern ein. 


Kurz vor Mitternacht musste der Bahnhofsvorplatz im Bereich des 
Treppenaufgangs zum Dom durch Uniformierte geräumt werden. Um eine 
Massenpanik durch Zünden von pyrotechnischer Munition bei den circa 
1.000 Feiernden zu verhindern, begannen die Beamten kurzfristig die 
Platzfläche zu räumen. Trotz der ungeplanten Feierpause gestaltete sich 
die Einsatzlage entspannt - auch weil die Polizei sich an neuralgischen 
Orten gut aufgestellt und präsent zeigte. 


Quelle: Facebook /Polizei.NRW.K (Ausschnitt) 


»friedlich« und »entspannt«: 
Die erste große Lüge des neuen Jahres 


Nach »Friede, Freude, Eierku- 
chen« tauchte ein interner Po- 
lizeibericht auf und sorgte für 
Aufsehen: Demnach waren die 
eingesetzten Polizeibeamten mit 
der Situation völlig überfordert. 


Demnach seien etwa hundert 
Menschen kontrolliert und viele 
von ihnen auch vorübergehend 
festgenommen worden. Davon 
sei nur eine kleine Minderheit 
Nordafrikaner gewesen, die mei- 
sten dagegen Syrer. 


Mehrere Zeitungen veröffentlich- 
ten einen internen Polizeibericht 
zum Geschehen in der Kölner 
Silvesternacht, der den offiziel- 
len Angaben der Kölner Polizei 
widersprach. Im Bericht eines 
Leiters einer eingesetzten Hun- 


dertschaft heißt es, viele weinen- 
de und schockierte Mädchen und 
Frauen hätten inder Nacht Schutz 
bei der Polizei gesucht. Sie hät- 
ten Diebstähle, Schlägereien und 
sexuelle Übergriffe durch männ- 
liche Migranten und Migranten- 
gruppen geschildert. »Frauen mit 
Begleitung oder ohne durchliefen 
einen im wahrsten Sinne „Spieß- 
rutenlauf“ durch die stark alko- 
holisierten Männermassen, wie 
man es nicht beschreiben kann«. 


Weiter heißt es in dem Bericht: 
»Im Einsatzverlauf erschienen 
zahlreiche weinende und schok- 
kierte Frauen/Mädchen bei den 
eingesetzten Beamten und schil- 
derten von sex. Übergriffen durch 
mehrere männliche Migranten/ 


-gruppen. Eine Identifizierung 
war leider nicht mehr möglich. 
[...] Die Einsatzkräfte konnten 
nicht allen Ereignissen, Übergrif- 
fen, Straftaten usw. Herr werden, 
dafür waren es einfach zu viele 
zur gleichen Zeit. 


Aufgrund der Vielzahl der o.a. 
Taten beschränkten sich die 
Einsatzkräfte auf die Lageberei- 
nigung mit den notwendigsten 
Maßnahmen. Da man nicht je- 
dem Opfer einer Straftat helfen 
und den Täter dingfest machen 
konnte, kamen die eingesetzten 
Beamten an die Grenze zur Fru- 
stration.« Auch war es den Be- 
amten »nicht möglich angefalle- 
ne Strafanzeigen aufzunehmen«. 


Der Bericht beschreibt noch wei- 
tere Vorfälle: 


»Zerreißen von Aufenthaltstiteln 
mit einem Grinsen im Gesicht 
und der Aussage: „Ihr könnt mir 
nix, hole mir Morgen einen Neu- 
en.“ [und] „Ich bin Syrer, ihr müßt 
mich freundlich behandeln! Frau 
Merkel hat mich eingeladen.*« 


Die Vorgänge in Köln waren in 
dieser Silvesternacht kein Einzel- 
fall, ähnliches wurde inzwischen 
aus Düsseldorf, Stuttgart, Ham- 
burg und Bielefeld bekannt, wo- 
bei die selbsternannten Leitme- 
dien hier keine Zusammenhänge 
erkennen wollen. 


Um in die Zukunft zu sehen, muß 
man kein Prophet sein. Wer mit 
offenen Augen jeden Tag die 
Realität nicht verweigert, kann 
sich selbst ausmalen, wohin die 
Reise geht. Erschreckend ist, 
daß solche Vorfälle offensicht- 
lich vertuscht werden sollten. 
Warum? Wovor hat man Angst? 
Vorm eigenen Volk oder vor der 
Wahrheit? 


Wer immer noch glaubt, daß mit 
bunten Luftballons und »Refu- 
gees-Welcome«-Plakaten alles 
gut werden wird, der möge bitte 
diese »Flüchtlinge« bei sich auf- 
nehmen. 


»FRAU MERKEL HAT MICH EINGELADEN« 
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Die Medien, die Polizei und die Ausländergewalt: 


Vertuschung nach Plan! 


»Silvester in Köln« war ein 
Dammbruch. Aber warum dau- 
erte es Tage, bis die Vorfälle 
von Köln in den Medien lan- 
deten? Waren die Medien zu 
langsam? Vertuschte die Poli- 
zei die Ausmaße und Täterher- 
kunft gezielt? 

In der »Aspekte«-Sendung vom 
8.1.2016 spricht Dieter Wonka 
Klartext. Er ist der Hauptstadtkor- 
respondent der Leipziger 


fen genau darauf zu achten, daß 
keine falschen Schlüsse mit Blick 
auf die Flüchtlinge erzielt wer- 
den können. Jeder vor Ort wis- 
se dann schon, wie man damit 
umgehe. Das war das Fazit, was 
leitende Landespolizeibeamte an 
ihre Untergebenen in den einzel- 
nen Bundesländern weitergeben 
sollten — im Auftrag des Bundes- 
innenministers.« 
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dunkle Hautfarbe hatte. In Wirk- 
lichkeit ist die Presse sehr genau 
in der Berichterstattung.« 


Herr Naumann scheint den auch 
für seine Zeitung gültigen Pres- 
sekodex des Deutschen Pres- 
serates kurzzeitig vergessen zu 
haben. In diesem wird das Ver- 
schweigen ausdrücklich gefor- 
dert! 

Die Augsburger Allgemeine han- 
delte sich z.B. im Herbst 2007 
eine Rüge des Presserates ein, 
weil sie in ihrem Bericht über ei- 
nen Übergriff auf eine zwölfjährige 
Schülerin erwähnte, daß 


Volkszeitung: 


»Mich wundert Köln nicht. 
Die Ergebnisse nämlich, 
daß die Polizei jetzt sagt, 
wegen politischer heikler 
Überlegungen habe man 
nicht auf syrische Täterver- 
mutungen hingewiesen. 
Das ist das Ergebnis einer 
Politik, die von oben nach 
unten durchgestellt wird, 
nämlich dak man Flücht- 
linge möglichst raushalten 
soll als Tätergruppe, um 
keine falschen Claqueure, 
um keine falschen Reak- 
tionen hervorzurufen. Das 
ist aber eine Verneblung 
von Transparenz, die viele 
Polizisten zutiefst unglück- 


Ziffer 12 
DISKRIMINIERUNGEN 


Niemand darf wegen seines Geschlechts, einer Behin- 
derung oder seiner Zugehörigkeit zu einer ethnischen, 
religiösen, sozialen oder nationalen Gruppe diskrimi- 
niert werden. 


RICHTLINIE 12.1 

BERICHTERSTATTUNG ÜBER STRAFTATEN 
In der Berichterstattung über Straftaten wird die Zu- 
gehörigkeit der Verdächtigen oder Täter zu religiösen, 
ethnischen oder anderen Minderheiten nur dann er- 
wähnt, wenn für das Verständnis des berichteten Vor- 
gangs ein begründbarer Sachbezug besteht. 
Besonders ist zu beachten, dass die Erwähnung Vorur- 
teile gegenüber Minderheiten schüren könnte. 


der Tatverdächtige ein 
»20-jähriger irakischer 
Asylant« war. 

Zugegeben, in der offizi- 
ellen Statistik des Pres- 
serates finden sich nur 
sehr wenige Verstöße 
gegen Ziffer 12, etwa ein 
bis zwei pro Jahr. Genau 
das bedeutet aber im Um- 
kehrschluß: Die Presse 
hält brav die Klappe über 
»die Zugehörigkeit der 
Verdächtigen oder Täter 
zu religiösen, ethnischen 
oder anderen Minderhei- 
ten«. 


Es war ausgerechnet Mi- 
chael Naumanns Die Zeit, 


lich macht. Das ist mein Er- 
gebnis von vielen Gesprä- 
chen. Polizisten wissen, in 
welchem Umfeld sie sich be- 
geben und sie werden von der 
politischen Führung aber so hin- 
gebracht, daß sie Statistiken fak- 
tisch schönen sollen, damit Politik 
mit dem Flüchtlingsthema leben 
kann.« 


Wonka benennt die treibenden 
Kräfte dieser Vertuschungspolitik: 


»Das fängt beim Bundesinnen- 
minister an. Da gibt es Hinweise 
— bestätigt -— von Treffen in der 
Nähe von Bonn, wo die entspre- 
chenden Chefs für die Erstellung 
der Kriminalstatistik darauf hin- 
gewiesen wurden im Zusammen- 
hang mit sexuellen Tätervorwür- 


»Publizistische Grundsätze (Pressekodex)« des Deut- 
schen Presserates in der Fassung vom 11.3.2015, hier 
Ausschnitt von Seite 10. 


Die Presse — 


»sehr genau«? 
Kulturstaatsminister a.D. und 
Herausgeber der \Nochenzei- 


tung Die Zeit, Michael Naumann, 
nimmt in derselben Sendung die 
Medien in Schutz: »Das Schlag- 
wort der „politischen Korrektheit“, 
das im Augenblick wieder Karrie- 
re macht, dient vor allem dazu, 
die Presse selbst an den Pranger 
zu stellen. Ich kann mich nicht 
erinnern, daß in diesem Land 
irgend-etwas verschwiegen wor- 
den ist, weil jemand den Vorna- 
men Mohammed hatte oder eine 


die im Oktober 2012 zur 
Ziffer 12 des Pressekodex 
ermahnte: »Wer möchte, 
daß Journalisten verantwortlich 
handeln, sollte ihnen die Frei- 
heit zu eigenem Abwägen zuge- 
stehen, denn sonst können sie 
Verantwortung weder empfin- 
den noch wahrnehmen. Hinzu 
kommt, daß die Richtlinie das 
Publikum für dümmer hält, als 
es ist. Untersuchungen zeigen, 
daß Leser es merken, wenn die 
Nationalität eines Täters gezielt 
weggelassen wird. Die führt zu 
einem Vertrauensverlust...« 


So »genau« kann die Berichter- 
stattung bisher also nicht gewe- 
sen sein. Erst »Köln« hat den 
Geist aus der Flasche gelassen. 


»IM AUFTRAG DES BUNDESINNENMINISTERS« 
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Alles nur »Einzelfälle« 


Welche Dimensionen hatten 
»Köln« und die anderen Städte 
in der Silvesternacht? Welche 
weiteren Taten wurden seitdem 
bekannt? Wir sind selbst massiv 
erschrocken, wie viele Übergriffe 
sich in der Presse allein inner- 
halb von fünf Tagen (!) finden 
lassen - seitdem die Medien so 
erstaunlich offen über die mi- 
grantischen Hintergründe der Tä- 
ter berichten. 


Wir fragen uns, was uns in den 
letzten Jahren alles verschwie- 
gen wurde. Das Phänomen gibt 
es doch nicht erst seit dem Jah- 
reswechsell 


Die folgenden Meldungen sind 
von uns nicht kommentiert wor- 
den, die unvollständige Zusam- 
menstellung spricht für sich 
selbst: 


»Eine Achtjährige ist Opfer ei- 
nes Übergriffs durch einen Asyl- 
bewerber im Hildener Stadtpark 
geworden. Das Mädchen war 
am Freitagnachmittag mit einem 
Hund spazieren. Als es an einer 
Bank vorbeiging, packte der dort 
sitzende Mann das Mädchen, 
hielt es fest und berührte es im 
Intimbereich. Die Achtjährige 
wehrte sich, kam frei und lief 
nach Hause. Knapp fünf Stun- 
den später wurde der Täter fest- 
genommen. Es handelt sich um 
einen 36-jährigen Flüchtling aus 
dem Irak, der seit Juli vergange- 
nen Jahres in einem Übergangs- 
heim in Hilden lebt.« 

RP ONLINE, 18.1.2016 


»Nach dem bisherigen Ermitt- 
lungstand war eine 29-jährige 
Frau aus Borken-Burlo auf einem 
Fußweg im Bereich Entenschlatt/ 
Mittbrake zu Fuß unterwegs. Sie 
schob einen Kinderwagen. Ein 
noch unbekannter Mann kam ge- 
gen 14.00 Uhr plötzlich auf sie zu 
und bedrängte sie. Er drückte die 
Geschädigte im weiteren Verlauf 
auf den Boden. Die 29-Jährige 
wehrte sich heftig, so daß der 
Täter sich letztlich zu Fuß in un- 


bekannte Richtung entfernte.|...] 
Nach Angaben der Geschädigten 
hat der Täter einen gebräunten 
Hauttyp und ist anhand des äuße- 
ren Erscheinungsbildes mutmaß- 
lich nordafrikanischer Herkunft. 
Er sprach in einer der Geschädig- 
ten nicht bekannten Sprache.« 
Kreispolizeibehörde Borken, 19.1.2016 


»Mit einem Phantombild fahndet 
die Kripo Mannheim nach dem 
Mann, der am Sonntag |...] eine 
41-jährige Frau vergewaltigte. 
[...] Den Vergewaltiger beschrieb 
sie wie folgt: Ca. 20-30 Jahre; ca. 
170 cm; schlank; dunkle Augen; 
unrasiert; dunkle, etwas wellige 
Haare. Er trug dunkle Jeans, eine 
dünne, schwarze Jacke mit hel- 
len Streifen über die gesamte Är- 
mellänge, schwarze Sportschuhe 
mit grauen, reflektierenden Strei- 
fen. Der Täter stammt vermutlich 
aus dem nordafrikanischen, ara- 
bischen, eventuell aber auch aus 
dem türkischen Raum.« 
Polizeipräsidium Mannheim, 19.1.2016 


»In Köln werden derzeit von der 
140-köpfigen Ermittlungsgruppe 
„Neujahr“ nach Stand vom 18. 
Januar 821 angezeigte Straftaten 
bearbeitet. In 359 Fällen handele 
es sich um Sexualdelikte. Man 
habe 1049 Personen als Opfer 
erfaßt, darunter 482 Opfer von 
Sexualstraftaten. Zudem gehe es 
um Eigentumsdelikte, Raub und 
Körperverletzung. Der Verdacht 
richtet sich in Köln laut Bericht 
gegen 30 Personen. „Alle bisher 
ermittelten Tatverdächtigen sind 
nicht deutscher Nationalität. “« 


»In Düsseldorf bearbeitet eine 
Ermittlungskommission „Silve- 
ster“ (Stand ebenfalls 18. Janu- 
ar) 113 Straftaten. In 69 Fällen 
handelt es sich um Sexualdelik- 
te. 113 Personen wurden als Op- 
fer erfaßt, darunter 69 als Opfer 
von Sexualstraftaten. Von neun 
Verdächtigen stammen acht aus 
dem Ausland.« 


»In Dortmund werden derzeit 28 
Straftaten bearbeitet, darunter 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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vier Sexualdelikte. Unter 32 Be- 
troffenen sind sieben Opfer einer 
Sexualstraftat. Tatverdächtig sind 
neun Personen, davon sieben 
Ausländer. Auch in der Bielefel- 
der Innenstadt gab es mehrere 
Einsatz-Anlässe — etwa wegen 
Randale oder Schlägereien. Erst 
nach einem Presseaufruf seien 
Anzeigen erstattet worden. 18 
Straftaten — darunter fünf Sexual- 
delikten — geht die Polizei aktuell 
nach. 22 Opfer sind erfaßt sowie 
vier Verdächtige aus Marokko 
und Algerien.« 

alle Die Welt online, 20.1.2016 


»Am Dienstagabend, 19. Januar 
2016, folgte ein dunkelhäutiger 
Mann einer 15-jährigen Jugend- 
lichen, die gegen 17.50 Uhr in 
der Kölner Straße unterwegs 
war. Nachdem der Mann zu dem 
Mädchen aufgeschlossen hat- 
te, ergriff er deren rechten Arm 
und versuchte, es festzuhalten. 
Währenddessen sprach der 
Fremde in einer ausländischen, 
der Minderjährigen unbekannten 
Sprache. Die Anzeigeerstatterin 
konnte sich jedoch reflexartig 
losreißen und davonlaufen, wo- 
durch sie sich leichte Verletzung 
an der rechten Hand zuzog. Der 
Mann verfolgte sie nicht weiter.« 

Polizeipräsidium Trier, 20.1.2016 


»Die Kriminalpolizei ermittelt 
seit Donnerstag in einem Fall 
von versuchter Vergewaltigung, 
der sich am Sonntag in der Wik 
zugetragen hat. Drei Personen 
hatten eine junge Frau bedrängt 
und versucht, ihr die Kleidung 
auszuziehen. [...] Der Haupttäter 
soll etwa 30 Jahre alt und 180 cm 
groß sein. Er trug einen dunklen 
Mantel und hat schwarze Haare 
und braune Augen. Die beiden 
Mittäter sollen zwischen 25 und 
35 Jahre alt und etwa 175 cm 
groß sein. Einer von ihnen trug 
einen Oberlippenbart, der ande- 
re einen 3-Tage-Bart. Sie waren 
ebenfalls dunkel gekleidet. Nach 
Angaben der Frau soll es sich bei 
den drei Männern um Südländer 
handeln.« 

Polizeidirektion Kiel, 22.1.2016 


FÜNF TAGE IM JANUAR 
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Das Schweigekartell zerbricht! 


ge ge) 
hartaberfair 


Bundesw 


Als es noch einer Menge Mut be- 
durfte und lange vor »Köln« wies 
die griechischstämmige Polizei- 
beamtin Tania Kambouri bereits 
auf die »Verschweigetaktik« der 
Polizeibehörden hin. Nur wegen 
ihres eigenen »Migrationshin- 
tergrundes« konnte sie es über- 
haupt wagen, die Übergriffe auf 
Polizisten und die hohe Straffäl- 
ligkeit von Ausländern offen an- 
zusprechen. 


In ihrem im Herbst 2015 erschie- 
nenem Buch »Deutschland im 
Blaulicht — Notruf einer Polizistin« 
schildert sie die Alltagskrimina- 
lität in den Problemvierteln und 
zeigt schonungslos die Folgen 
der gescheiterten Integration. 


Kurz vor Weihnachten sorgte sie 
noch einmal für Aufregung, als 
sie in einem Gespräch mit den 
Stuttgarter Nachrichten behaup- 
tete, daß das BKA Zahlen zur Kri- 
minalität von Ausländern fälscht 
oder beschönigt. 


Was Wahrheit, Klarheit und Of- 
fenheit anbelangt, werden wir 
die Zeit nun in »Vor-Köln« und 
»Nach-Köln« einteilen. 


»Nach-Köln« kommen plötzlich 
auch die aus der Versenkung, 
die sich bisher sehr bedeckt ge- 
halten haben, denen ihre Posten 
wohl wichtiger waren als die un- 
geschminkte Wahrheit. 


Rainer Wendt 


itzender Deutsche Polizeigewerl 


Zu diesen Funktionären gehört 
auch der Chef der Deutschen Po- 
lizeigewerkschaft, Rainer Wendt. 


In der ARD-Sendung »hart aber 
fair« vom 11.1.2016 versuch- 
te vor allem Renate Künast von 
den Grünen in gewohnt uner- 
träglicher Weise zu retten, was 
nicht mehr zu retten war und die 
nordrhein-westfälische »Landes- 
mutter« Hannelore Kraft eierte 
ungewohnt kraftlos durch die Dis- 
kussionsrunde. 


Herr Wendt, der die Zeichen der 
Zeit erkannt hat, erklärte, wie 
es bundesweit im öffentlichen 
Dienst zugeht: 


»Der Minister braucht keinen Er- 
laß herauszugeben [gemeint ist 
das Verschweigen von Straftaten 
durch Migranten], der wird das 
auch nicht tun. Ich bin da auch 
der festen Überzeugung, daß er 
das nicht getan hat. 


Das Schlimme ist, er muß es gar 
nicht tun, weil jeder Beamte weiß, 
daß er eine bestimmte politische 
Erwartungshaltung, die gezüch- 
tet wird, zu erfüllen hat. 


Wir haben längst den Erlaß, wir 
haben seit vielen Jahren den Er- 
laß, daß wir auf die Herkunft der 
Täter im Binnenverkehr, wenn wir 
Berichte schreiben, keinen Be- 
zug nehmen dürfen. 


ARD, 11.1.2016, Bildschirmausdruck 


Wir haben seit Jahren 
die Sprachregelungen 
verändert, daß wir bei- 
spielsweise nicht mehr 
von reisenden Roma- 
Gruppen reden dür- 
fen, sondern, daß wir 
sagen, das sind Men- 
schen, Personen, mit 
häufig wechselndem 
Wohnort. 


Und wir sagen ja auch 
nicht, ja es hört sich 
lächerlich an, aber wis- 
sen sie, damit wird in 
der Tat eine Sprache 
gezüchtet, die die Be- 
amtinnen und Beamten 
ten in die Situation versetzt, bes- 
ser nichts sagen, da kann man 
nichts falsch machen, in Erfüllung 
einer politischen Erwartungshal- 
tung, und die ist überall gezüch- 
tet worden.« 


Auch die ehemalige Familienmi- 
nisterin Kristina Schröder beklag- 
te in dieser Diskussion das seit 
Jahren bestehende mediale und 
politische Klima in diesem Land. 
Es würde sofort über einen her- 
gefallen, wenn man bestimmte 
Dinge aussprechen würde. 


Woher kommen nur die plötzli- 
chen Erkenntnisse? Ist alles, wie 
schon so oft, nur heiße Luft, um 
die Menschen vor den anstehen- 
den Wahlen zu beruhigen? Ist 
das Schweigekartell auf Dauer 
gebrochen und lassen sich die 
Menschen in Zukunft nicht mehr 
alles vorlügen? 


Es wird ursächlich von uns ab- 
hängen, ob der Geist, der unge- 
plant aus der Flasche kam, weiter- 
hin Politiker und Medien so lange 
vor sich hertreiben kann, bis in 
allen Fragen unseres Volkes die 
Wahrheit ans Tageslicht kommt. 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 


EINE »GEZÜCHTETE ERWARTUNGSHALTUNG« 
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So wird der deutsche 
Rechtsstaat außer Kraft gesetzt: 


www.fb.com/UN.Nachrichten 
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Schloswig-Holsteln Schloswig-Holsteln 
Der echte Norden Polizeidirektion 
Kiol 


Sachgebiet 1.2 
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07. Oktober 2015 


ii nee 
A IA. ö Paa ! 
Gemeinsame Erörterung mit der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht Kiel und 


Polizeidirektion Kiel hinsichtlich des Umgangs mit strafrechtlich in Erscheinung ge- 
tratenen Flüchtlingen 


— ne 


So sind in der Vergangenheit Flüchtlinge nach Ladendiebstählen angetroffen worden, die 
weder über ein Ausweis- oder sonstiges Personaldokument verfügten, noch die durch das 
BAMF als Flüchtlinge und Asylsuchender grundsätzlich vorgesehene Personenerfassung 


> Ein Personenfeststellungsverfahren oder erkehnungsdienstliche Behandlung schei- 
det in Ermangelung der Verhältnismäßigkeit und aus tatsächlichen Gründen (Identität 
kann nicht zeilgerecht festgestellt werden und Merkblatlfertigung wäre unzulässig) 
bei einfachen / niedrigschwelligen Delikten (Ladendiebstahl / Sachbeschädigung) re- 


gelmäßig aus. 


Auszüge aus der internen Dienstanweisung der Polizeidirektion Kiel zum Umgang mit straffälligen Flüchtlingen vom 7.10.2015 


Mit diesem Papier von Staats- 
anwaltschaft und Polizeidirek- 
tion Kiel wird der Rechtsstaat 
faktisch außer Kraft gesetzt. 


Wenn die mutmaßlichen Täter 
Flüchtlinge sind, wird die polizei- 
liche Verfolgung von Diebstahl 
und Sachbeschädigung stark 
eingeschränkt, sofern die Per- 
sonalien der Täter nicht wie vor- 
geschrieben festgestellt werden 
können. Bekanntlich haben viele 
Flüchtlinge keine Ausweise oder 
sonstige Personaldokumente. 


Nach Bekanntwerden dieser 
»Erörterung« kam von der Kie- 
ler Polizei der Hinweis, daß am 
23.12.2015 eine neue interne 
Dienstanweisung herausgege- 
ben wurde und somit die obige 
überholt sei. Die neue Dienst- 
anweisung sei jedoch »vertrau- 
lich«. Allerdings ist kürzlich be- 
kannt geworden, daß die Polizei 
in Schleswig-Holstein bei Ver- 
stößen gegen das Aufenthalts- 
recht nur eingeschränkt oder gar 
nicht ermittelt! 


Liebe Leser, lassen 
Sie uns nicht tatenlos 
zusehen! 


Immer wieder werden wir von un- 
seren Lesern gefragt, was kön- 
nen wir machen, wie können wir 
helfen? 


Schreiben Sie ihre örtliche Polizei 
an, ob solche oder ähnliche Leit- 
linien im Umgang mit straffälligen 
Flüchtlingen auch bei Ihrer Poli- 
zeibehörde existieren und lassen 
Sie uns die Antworten zukommen. 


DOKUMENT ZUM ZEITGESCHEHEN 
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Die Richter der Kanzlerin 


Die Politik der grenzenlosen 
»Flüchtlings«-Aufnahme ist of- 
fenbar ein historischer Rechts- 
bruch. Gleich zwei ehemalige 
Richter des Bundesverfassungs- 
gerichtes (BVerfG) greifen die 
aktuelle Asyl- und Einwande- 
rungspolitik der Bundesregierung 
als rechtswidrig an: Hans-Jürgen 
Papier und Udo Di Fabio. 
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Verfassungsrichter a.D. Prof. Dr. Dres. h.c. 
Hans-Jürgen Papier 


Verfassungsrichter a.D. 
Hans-Jürgen Papier: 
Rechtsstaatliche 
Ordnung in Gefahr 
Hans-Jürgen Papier sagte in ei- 
nem Gespräch mit dem Handels- 
blatt (12.1.2016): »Noch nie war 
in der rechtstaatlichen Ordnung 
der Bundesrepublik die Kluft zwi- 
schen Recht und Wirklichkeit so 
tief wie jetzt. Das ist auf Dauer 
inakzeptabel. « 


Hier die wichtigsten Aussagen 
Papiers, der bis zum Jahr 2010 
Präsident des BVerfG war: 


»Die Flüchtlingskrise offenbart 
ein eklatantes Politikversagen.« 


»Die engen Leitplanken des 
deutschen und europäischen 
Asylrechts sind gesprengt wor- 
den. Bestehende Regelungen 
wurden an die Wand gefahren. « 


»Der deutsche Staat ist verpflich- 
tet, allen, die hier bei uns leben, 
ein menschenwürdiges Dasein 
zu sichern. Unkontrollierte Migra- 
tion macht die Erfüllung dieser 
Forderung nahezu unmöglich. « 
»Wir haben rechtsfreie Räume 
bei der Sicherung der Außen- 
grenzen. Das darf nicht sein. « 
»Es ist wahrnehmbar, daß die 
Stimmung im Land gekippt ist.« 


Foto: Dontworry / CC BY-SA 3.0 (Ausschnitt) 


Verfassungsrichter a.D. Prof. Dr. Dr. Udo 
Di Fabio 


Verfassungsrichter a.D. 
Udo Di Fabio: 

Die Staatlichkeit 

ist in Gefahr 


Der frühere Verfassungsrichter 
Udo Di Fabio erstellte im Auftrag 
der bayerischen Landesregie- 
rung das Gutachten »Migrations- 
krise als föderales Verfassungs- 
problem«. Der heutige Professor 
an der Universität Bonn gilt auf- 
grund seiner italienischen Wur- 
zeln als besonders glaubwürdig 
in seiner juristischen Kritik an der 
aktuellen Zuwanderungspolitik. 
Hier einige der wichtigsten The- 
sen aus dem 125-Seiten-Gutach- 
ten: 

»Das Grundgesetz setzt die Be- 
herrschbarkeit der Staatsgren- 
zen und die Kontrolle über die auf 
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dem Staatsgebiet befindlichen 
Personen voraus.« 


»Der Bund ist aus verfassungs- 
rechtlichen Gründen |[...] ver- 
pflichtet, wirksame Kontrollen der 
Bundesgrenzen wieder aufzu- 
nehmen, wenn das gemeinsame 
europäische Grenzsicherungs- 
und Einwanderungssystem vor- 
übergehend oder dauerhaft ge- 
stört ist.» 


»Das Grundgesetz garantiert je- 
doch nicht den Schutz aller Men- 
schen weltweit durch faktische 
oder rechtliche Einreiseerlaubnis. 
Eine solche unbegrenzte Rechts- 
pflicht besteht auch weder euro- 
parechtlich, noch völkerrechtlich. 
Entsprechende unbegrenzte 
Verpflichtungen dürfte der Bund 
auch nicht eingehen. Eine univer- 
sell verbürgte und unbegrenzte 
Schutzpflicht würde die Instituti- 
on demokratischer Selbstbestim- 
mung und letztlich auch das völ- 
kerrechtliche System sprengen, 
dessen Fähigkeit, den Frieden zu 
sichern, von territorial abgrenz- 
baren und handlungsfähigen 
Staaten abhängt.« 


»Eine völkerrechtliche Verpflich- 
tung zur unbegrenzten Aufnahme 
von Opfern eines Bürgerkrieges 
oder bei Staatenzerfall besteht 
nicht und wäre im Falle ihres Be- 
stehens ein Verstoß gegen die 
unverfügbare Identität der Ver- 
fassungsordnung.« 


»Die Europäische Menschen- 
rechtskonvention begründet kein 
Menschenrecht auf ungehinder- 
te Einreise in einen Konventi- 
onsstaat und sieht keine unbe- 
grenzte Pflicht zur Aufnahme von 
Vertriebenen oder heimatlos ge- 
wordenen Menschen vor.« 


»Kann ein Staat die mas- 
senhafte Einreise von 
Menschen in sein Terri- 
torium nicht mehr kon- 
ist ebenfalls 


trollieren, 
seine Staatlichkeit in Ge- 
fahr«. 


Udo Di Fabio 


»STAATLICHKEIT IN GEFAHR« 
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==: Und plötzlich ist genug Geld da 


Die jahrelangen Diskussionen 
über die Unterfinanzierung der 
Bildung und Kinderbetreuung 
sind noch nicht verstummt, da 
erreichen uns Meldungen, wie 
kurzfristig und unkompliziert jetzt 
alles für Flüchtlinge bereitgestellt 
werden kann. 


Kita-Plätze 


2012: Obwohl 2011 mehr als 300 
Kita-Kinder aus Leipzig wegzo- 
gen, fehlten 500 bis 700 Kita- 
Plätze. 


... und plötzlich ist Geld da: 


2015: Sachsen sieht die Kinder- 
tagesstätten im Land für die stei- 
gende Zahl von Flüchtlingskin- 
dern gerüstet. Pro Jahr standen 
für Krippen, Kindergärten und 
Horte 2014 und 2015 laut Mini- 
sterium jeweils rund 2.200 Absol- 
venten zur Verfügung. 


Universitäten 


2013: Noch 2013 berichteten die 
Dresdner Neuesten Nachrichten, 
daß aufgrund von Sparmaßnah- 
men des Freistaates 240 Stellen 
an der TU Dresden gestrichen 
werden. Unter anderem käme 
dies einem Todesstoß für die 
Geisteswissenschaften gleich. 


... und plötzlich ist Geld da: 


2016: Die Evangelische Hoch- 
schule Dresden (ehs) bietet ab 
dem Sommersemester Son- 
derstudienplätze für Flüchtlinge 
mit Asylstatus an. Dies hat die 
Hochschulkonferenz der ehs be- 
schlossen. 


Schulen/Lehrer 


2011/12: Den bayerischen Schu- 
len geht das Geld aus. 1.369 
Stellen werden gekürzt. Der 
Grund sind Sparmaßnahmen 
der Staatsregierung im Bildungs- 
bereich 2011/12. 


... und plötzlich ist Geld da: 


2015: 1.079 neu geschaffe- 
ne Lehrerstellen sollen in Bay- 
ern zum Schuljahresbeginn 
2016/2017 auf drei Jahre befri- 


DAS ALLES ZAHLST DU! 


stet neu besetzt werden. Für die 
Bildungsmaßnahmen zur Inte- 
gration von Flüchtlingskindern 
hat die Staatsregierung dem 
Kultusministerium ein Budget in 
Höhe von 100 Millionen Euro zur 
Verfügung gestellt. 


Kinderarmut 2016: 


Wenn überhaupt von einem 
wirtschaftlichen Aufschwung 
gesprochen werden kann, so 
geht dieser an vielen Kindern in 
Deutschland vorbei. Neue Zah- 
len belegen, daß immer noch fast 
jeder fünfte Minderjährige in ei- 
ner armen Familie lebt. 


Altenheime, Pflegeheime, Kran- 
kenhäuser sind wegen Geld- 
mangel in Deutschland chronisch 
unterbesetzt, oder müssen sogar 
schließen. 


... und plötzlich ist Geld da: 


e Nach offiziellen Zahlen 
(Stand: 26.1.2016) leben inzwi- 
schen 67.864 unbegleitete min- 
derjähriger Ausländer in der Bun- 
desrepublik. 


Diese werden von den Jugend- 
ämtern in Obhut genommen und 
durchlaufen nicht die Formalitä- 
ten von AsyIsuchenden. 


Sie werden so betreut wie deut- 
sche Kinder, die wegen Kindes- 
wohlgefährdung aus ihren Fami- 
lien genommen werden müssen, 
mit Vormund und intensiver Be- 
treuung. 


40.000 bis 60.000 Euro kostet die 
Unterbringung in einer solchen 
Einrichtung je nach Bundesland, 
pro Kopf und Jahr! 


e Eine Billion Euro kostet uns 
der ungebremste Flüchtlings- 
strom langfristig, so der Freibur- 
ger Wirtschaftsprofessor Bernd 
Raffelhüschen und die Stiftung 
Marktwirtschaft. 


So ist es nicht verwunderlich, 
daß sich in der deutschen Be- 
völkerung die Meinung festigt, 
Flüchtlinge werden in Deutsch- 
land bevorzugt! 


Kultur und 
Traditionen 
müssen 
Flüchtlingen 
weichen: 


Akt-Plastik vor 
Flüchtlingsheim 
entfernt 


»Nacktheit ist der Inbegriff 
der europäischen Kunst«, 
so Volkmar Kühn, Bildhauer 
aus Wünschendorf in Thürin- 
gen. Nun wird im ehemaligen 
Bergarbeiterkrankenhaus in 
Gera 2.000 Flüchtlingen eine 
Heimstätte geboten. 


Vorsorglich demontierte man 
die 1963 dort aufgestellte 
Plastik »Heilkraft und Heil- 
kunst« von Harri Schneider, 
wohl aus Rücksicht vor mit- 
telalteriichen Moralvorstel- 
lungen oder vor der befürch- 
teten Zerstörungswut der 
zukünftigen Bewohner . 


Karnevalsumzug in 
Rheinberg abgesagt 


Wegen der aktuellen Flücht- 
lingssituation wurde der Kar- 
nevalsumzug in Rheinberg 
(Kreis Wesel) abgesagt. 


Zur Begründung hieß es, die 
Flüchtlinge in der benach- 
barten Flüchtlingsunterkunft 
würden kein Karneval ken- 
nen und sich möglicherweise 
»falsch« verhalten. Die Über- 
griffe in der Silvesternacht in 
Köln spielten bei der Überle- 
gung eine Rolle. Man könne 
dabei nicht ausschließen, 
daß sich solche Ereignisse 
wiederholen. 
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Aktuelles aus der Anstalt! 


Da Deutschland mit weit über 
eine Million Flüchtlingen im Jahr 
2015 und weiteren Millionen in 
den nächsten Jahren anschei- 
nend noch nicht an seine Auf- 
nahmekapazitäten gestoßen ist, 
wird jetzt durch die Ministerin für 
Umwelt, Naturschutz, Bau- und 
Reaktorsicherheit, Barbara Hen- 
dricks (SPD), bereits die nächste 
Stufe des Irrsinns gezündet. 


Bedingt durch den Klimawan- 
del — der selbstredend schwer- 
punktmäßig durch uns Deutsche 
hervorgerufen wird — befürchtet 
man in den nächsten Jahren und 
Jahrzehnten zwischen 50 und 
150 Millionen Menschen, die aus 
wirtschaftlichen Gründen auf der 
Flucht sein werden. 


Der Begriff »Wirtschaftsflücht- 
ling« ist zum Leidwesen unse- 
rer Politiker negativ besetzt und 
erfüllt außerdem auch nicht das 
Recht auf Asyl. 


Wie bekommen »wir« in Zu- 
kunft nicht nur die Nordafrikaner, 
sondern alle von Dürren oder 
Überschwemmungen Bedrohten 
dieser Welt problemlos über un- 
sere Grenzen, und vor allem auf 


L rebe Leser 


www.un-nachrichten.de 


Dauer hier seßhaft? Diese Frage 
scheint Gutmenschen wie Frau 
Hendricks um den Schlaf zu brin- 
gen. 


Ministerin fordert 
Asyl-Status für 
»Klimaflüchtlinge« 


Am Ergebnis ihrer wohl schlaflo- 
sen Nächte ließ sie uns in einem 
Gespräch mit dem FOCUS (Aus- 
gabe 46/2015) teilhaben: 


»Klar ist, daß es riesige Dürrege- 
biete und überflutete Landstriche 
geben wird, wenn wir den Klima- 
wandel nicht auf ein beherrsch- 
bares Maß begrenzen. Ohnehin 
fragile Staaten werden dann wei- 
ter destabilisiert. Dies wiederum 
wird Millionen Menschen in die 
Flucht treiben und sie werden 
wohl auch zu uns kommen.« 


Damit wir Deutschen nicht nur in 
einer moralischen, sondern auch 
in einer rechtlichen Verpflichtung 
stehen, schlägt sie vor, daß »Kli- 
maflüchtlinge« offiziell anerkannt 
werden. 


»Es wäre Aufgabe der Vereinten 
Nationen, dafür eine Kategorie 
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zu schaffen. Derzeit ist es leider 
so, das jemand, der aus Klima- 
gründen zu uns kommt, von vie- 
len als sogenannter Wirtschafts- 
flüchtling denunziert wird.« 


Man ersetze also den Begriff 
»Wirtschaftsflüchtling« durch 
»Klimaflüchtling« und mache da- 
mit den Deutschen klar, daß die 
Flüchtlinge nicht aus wirtschaftli- 
chen Gründen kämen! 


Auch wenn dieses Gespräch 
vor »Köln« stattfand, ändert es 
nichts an den Bestrebungen und 
Zielen, Europa — und vor allem 
Deutschland — weiterhin zu ei- 
nem Schmelztiegel von Völkern, 
Religionen und Kulturen zu ma- 
chen. 


Möge doch keiner so naiv sein 
zu glauben, daß die Drahtzieher 
sich durch die Ereignisse in Köln 
von ihrem »Masterplan« abbrin- 
gen lassen. 


Die Sonderauflage der UN 
9/2015, in der wir die Planer, die 
Verursacher und deren nützliche 
Helfer benannt haben, sollte je- 
dem noch Unwissenden die Au- 
gen öffnen! 


Bitte nachbestellen und weiter- 
geben! 


GAHZ prYAL: 


Erinnerungen an die DDR ... 

In der DDR war es üblich und jeder hatte es fest 
verinnerlicht: Man ist einer Meinung, die man 
leise im Familien- und Freundeskreis sagt, und 
vor der Haustür schweigt man oder wiederholt 
systemgetreue Parolen. 

In der heutigen Bundesrepublik ist das inzwi- 
schen auch zur Gewohnheit geworden: Zuhause 
sagt man, das mit der Flüchtlingsflut und den 
Folgen führe zum Chaos, Merkel müsse weg. 
Wenn aber andere zuhören, sagt man „ach ja, die 
armen Flüchtlingskinder tun mir auch leid.“ 

Der staatliche Zwang zu diesem Zwiespalt zwi- 
schen privater und öffentlicher Meinungsäu- 
Berung machte in der DDR manche Menschen 
krank. Andere flüchteten sich in eine bösartige 
»Witzkultur«, um sich innerlich Luft zu schaffen. 


Ähnliches erleben wir heute: Da machen »Wit- 
ze« wie dieser die Runde: 

In Köln kommt ein Mann namens Al-ge Marokk 
zum Arzt: »Herr Doc, ich haben nach Sex mit 
deutschfrauen immmer viel Schmerz in Augen, 
brennt wie Feuer.« 

Der Arzt guckt ihn an: „Verständlich, das ist das 
Pfeffer-Spray«. 

Doch zum Lachen ist das nicht. Im Gegenteil: 
Wenn solche unterirdischen Witze von ganz 
unpolitischen »Normalbürgern« unter vorgehal- 
tener Hand erzählt werden, ist das ein Alarm- 
zeichen, daß mit der Demokratie und der Mei- 
nungsfreiheit bei uns etwas nicht stimmt. 


Ihre UN- Mitarbeiter 
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Das Verschwinden des Rechtsstaats 


B4 K ehem. Präsident Verfassungsschutz Thüringen MJICHAEL-FRIEDRICH-VOGTI. I Y 


Ex-Verfassungsschützer Dr. Helmut Roewer im Gespräch mit Michael Friedrich Vogt 
zum Thema: »Das Verschwinden des Rechtsstaats und das Versagen der politischen 
Elite« am 19.12.2015. Das gesamte Gespräch finden interessierte Leser im Internet: 


bit.Iy/unvdr 


»Wir verlassen im Moment den 
Rechtsstaat, und zwar mit beiden 
Füßen, weil wir genötigt werden 
oder angewiesen werden, Dinge 
zu tun, die bis vorgestern noch 
Straftaten waren.« Mit diesem 
Satz schildert der ehemalige 
Präsident des thüringischen Ver- 
fassungsschutzes, Dr. Helmut 
Roewer, die Stimmung unter den 
Staatsdienern. 


Es gebe drei wesentliche Geset- 
ze: das Grundgesetz, das Bür- 


SEPA-Lastschriftmandat 


»Dann wird nicht 
mehr von Wahlen die 
Rede sein. Dann gibt 

es einen Umsturz.« 


gerliche Gesetzbuch und das 
Strafgesetzbuch — an diese Ge- 
setze habe sich jeder zu halten, 
auch die Regierung. Mit Hinweis 
auf Artikel 16a GG mache sich je- 
der strafbar, der eine illegale Ein- 
reise nicht verhindere. Wenn dies 


Gläubiger-Identifikationsnummer: DE45ZZZ00000086750; Mandatsreferenz wird separat mitgeteilt 
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mein Kreditinstitut an, die vom Freundeskreis Unabhängige Nachrichten e.V. auf mein Konto ge- 


zogenen Lastschriften einzulösen. 
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Datum, Unterschrift 


im großen Stile erfolge, handele 
es sich um kriminelle Organisa- 
tionen, die zu bekämpfen seien. 


Roewer stellt fest, daß Deutsch- 
land kein sicheres Land mehr sei, 
wenn Verfassungsfeinde an der 
Regierung säßen. Wenn das Ver- 
trauen in den Rechtsstaat wei- 
terhin so erschüttert wird, werde 
das zu Konsequenzen führen. Er 
hat jedoch folgende Botschaft: 
Die Sicherheitsbehörden werden 
wohl nicht gegen das eigene Volk 
vorgehen. Genau dort sei die 
Bruchlinie, an der die Regierung 
scheitern werde. 


»Ja gut, es wird eine Bruchlinie 
geben, und zwar in dem Moment, 
wo — wer auch immer uns dann 
regiert — den Einsatzkräften, un- 
seren Sicherheitsbehörden, den 
Befehl erteilt, gegen das eigene 
Volk vorzugehen. Da ist dann 
Schluß mit lustig, weil die Leu- 
te, die ich zumindest kenne, das 
nicht tun werden. Dann ist natür- 
lich die Situation, dann wird nicht 
mehr von Wahlen die Rede sein. 
Dann gibt es einen Umsturz, den 
ich nicht herbeireden will, den ich 
auch nicht will.« 


Einzugsermächtigung 


Ich ermächtige den Freundeskreis Un- 
abhängige Nachrichten e.V., folgende 
Beträge mittels Lastschrift von meinem 
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Offizielle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
Oktober 2015: 43,494 Millionen ” 
November 2015: 43,490 Millionen ” 


soz.-versich.-pfl. Beschäftigte: 
September 2015: 31,343 Millionen ” 


Oktober 2015: 31,389 Millionen ” 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
November 2015: 2.633.157 ” 


Dezember 2015: 2.681.415 ” 


Leistungsempfänger: 


ALG, ALG Il und Sozialgeld 
November 2015: 
Dezember 2015: 


Offene Stellen: 
November 2015: 
Dezember 2015: 


Staatsverschuldung: 
2.028.104.765.011 Euro ? 


6.754.076 ” 
6.804.046 ” 


610.285 ” 
590.913 ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
115 Euro ° 


Schulden pro Kopf: 
10.01.2016: 


02.02.2016: 


25.011 Euro ? 
24.946 Euro ? 


® Bundesagentur für Arbeit, 2.2.2016 
2) Bund der Steuerzahler, 2.2.2016 


www.un-nachrichten.de 
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Milliarden für Millionen! 


Im Januar wurden rund 92.000 
Flüchtlinge in der Datenbank des 
Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge erfaßt. 


Dies wären hochgerechnet im 
besten Fall für das Jahr 2016 1,1 
Millionen. Bei dieser Rechnung 
wird nicht berücksichtigt, daß jetzt 
in den Wintermonaten weniger 
Menschen kommen als in den 
Sommermonaten. 


Außerdem fließt in diese Berech- 
nung der drohende Familiennach- 
zug der weit über eine Million 
Flüchtlinge aus dem Jahr 2015 
nicht mit ein. 


Das Institut für Weltwirtschaft 
(Ifw) hat Ende vergangenen Jah- 
res prognostiziert, daß sich die 
langfristigen Kosten für Flüchtlin- 
ge jährlich zwischen 25 und 55 
Milliarden Euro bewegen werden. 


»Insgesamt sind die Schätzungen 
natürlich mit großen Unsicherhei- 
ten behaftet, insbesondere was 
die Anzahl der ankommenden 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souve- 
ränität und Selbstbestimmung der Nationen, für das Heimatrecht der Völker 
im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5 - 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. 
Die UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je 
Exemplar einschließlich Porto, ab 10 Stück 1,- Euro je Exemplar). 


u Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 Euro Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


Uu Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


Uu Einen Kostenbeitrag von 
bar bei - zahle ich per Einzug - überweise ich auf nebenstehendes Konto. 


Name/Anschrift: 


Geb. am/Beruf: 


Euro lege ich per Verrechnungsscheck / in 


Telefon: 


Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie diese Nummer 


direkt über Ihrer Anschrift zwischen ## und #) 


DAS LETZTE 


Flüchtlinge betrifft und die Ge- 
schwindigkeit, mit der sie sich in 


den Arbeitsmarkt integrieren«, 
räumte IfW-Experte Matthias 
Lücke ein. 


Ein Beispiel: Wenn ab 2018 »nur 
noch« 360.000 Flüchtlinge kä- 
men, läge die Belastung dauerhaft 
bei 25 Milliarden Euro pro Jahr. 


Kämen allerdings weiterhin eine 
Million jährlich nach Deutschland, 
stiegen die Kosten auf 55 Milliar- 
den. 


Bei dieser Rechnung geht man 
sehr bescheiden von jährlichen 
Kosten von 13.000 Euro pro 
Flüchtling aus. 


Sicher sind sich die Forscher al- 
lerdings, daß der »Flüchtlings«- 
Zuzug nicht zu »positiven Wohl- 
fahrtseffekten für die heimische 
Bevölkerung führt.« 


Auf gut deutsch, der Steuerzahler 
wird weiter bluten, die Krankenkas- 
senbeiträge werden weiter steigen 
und »die Renten sind sicher«! 
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